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Vorblatt 


Zulassung von nach § 19 des Zahnheilkundegesetzes 
berechtigten Personen zur Behandlung der Ver- 
sicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Zahnbehandler im Sinne des § 19 des Zahnheilkundegesetzes, 
die nicht staatlich anerkannte Dentisten sind, sind nach gelten- 
dem Recht von der Behandlung gesetzlich Krankenversicherter 
und deren Angehörigen ausgeschlossen. Diese Regelung ist 
vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig ange- 
sehen worden. 


B. Lösung 

Der vorliegende Entwurf soll diesen verfassungswidrigen Zu- 
stand beseitigen und auch den Zahnbehandlern, die nicht staat- 
lich anerkannte Dentisten sind, die Möglichkeit verschaffen, 
in demselben Umfang zur Behandlung Versicherter zugelassen 
zu werden, in welchem sie nach § 19 des Zahnheilkundegeset- 
zes die Zahnheilkunde ausüben dürfen. 


C. Alternativen 

In Abänderung des Regierungsentwurfs empfiehlt der Bundes- 
rat für den genannten Personenkreis die Ableistung einer Vor- 
bereitungszeit bzw. die Anerkennung einer Ersatzzeit. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Januar 1970 

III/4 — 81103 — Za 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Zulassung von nach § 19 des Zahn- 
heilkundegesetzes berechtigten Personen zur 
Behandlung der Versicherten in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf nachstehende Entschließung abzugeben und 
im übrigen gegen den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Entschließung 

Im Verlaufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens sollte ge- 
prüft werden, ob § 3 Abs. 2 letzter Satz des Gesetzentwurfs 
dahin gehend zu ändern ist, daß die in § 1 der Vorlage genann- 
ten Personen vor der Zulassung eine Vorbereitungszeit abzu- 
leisten oder eine Ersatzzeit für die Vorbereitungszeit nachzu- 
weisen haben. Dieser Personenkreis . ist bisher zahlenmäßig 
nicht erfaßt worden; es ist nicht ausgeschlossen, daß seine 
Einbeziehung erhebliche Gefahren für die Volksgesundheit mit 
sich bringt. Verfassungsrechtliche Bedenken dürften nicht be- 
stehen, da auch die Zahnärzte eine Vorbereitungszeit ableisten 
müssen. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Zulassung von nach § 19 des Zahnheilkundegesetzes 
berechtigten Personen zur Behandlung der Verisicherten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Wer, ohne als Dentist staatlich anerkannt zu sein, 
die Zahnheilkunde nach § 19 des Gesetzes über die 
Ausübung der Zahnheilkunde vom 31. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) weiter ausüben darf, ist 
im Umfang seiner Berechtigung zur Ausübung der 
Zahnheilkunde zur Behandlung von Versicherten der 
gesetzlichen Krankenversicherung und deren Ange- 
hörigen nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
zuzulassen. 

§2 

Die für Zahnärzte geltenden Vorschriften des 
Zweiten Buches der Reichsversicherungsordnung 
und der Zulassungsordnung für Kassenzahnärzte 
vom 28. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 582) gelten 
sinngemäß für die in § 1 genannten Personen, soweit 
sich aus den nachstehenden Vorschriften nicht etwas 
anderes ergibt. 

§3 

(1) An die Stelle der Bestallung als Zahnarzt tritt 
die Berechtigung zur Ausübung der Zahnheilkunde 
nach § 19 des Zahnheilkundegesetzes. 

(2) An die Stelle des Zahnarztregisters tritt ein 
besonderes Verzeichnis, in das auch der Umfang, in 


welchem die Zahnheilkunde ausgeübt werden darf, 
einzutragen ist. Die Ableistung einer Vorbereitungs- 
zeit entfällt. 

§4 

Der Umfang, in welchem die Zahnheilkunde aus- 
geübt werden darf, ist auch in den Beschluß über 
die Zulassung aufzunehmen. 

§5 

Die Zulassung bewirkt, daß die in § 1 genannten 
Personen ordentliche Mitglieder der für ihren Praxis- 
ort zuständigen Kassenzahnärztlichen Vereinigung 
werden und berechtigt und verpflichtet sind, Leistun- 
gen der Zahnheilkunde in dem im Zulassungsbe- 
schluß festgestellten Umfang zu erbringen; inso- 
weit sind für diese Personen die vertraglichen Be- 
stimmungen über die kassenzahnärztliche Versor- 
gung verbindlich. 

§6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 123 RVO in der Fassung des § 22 des Ge- 
setzes über die Ausübung der Zahnheilkunde vom 
31. März 1952 (ZHG) kann bei Zahnkrankheiten mit 
Ausschluß von Mund- und Kieferkrankheiten die 
Behandlung von Versicherten der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung außer durch Zahnärzte auch durch 
staatlich anerkannte Dentisten gewährt werden. Un- 
ter diese Regelung fallen nicht die neben den Zahn- 
ärzten und den staatlich anerkannten Dentisten auf 
dem Gebiet der Zahnheilkunde arbeitenden sonsti- 
gen Zahnbehandler, denen es gemäß § 19 ZHG ge- 
stattet ist, die Zahnheilkunde im bisherigen — d. h. 
in dem bis zum 31. März 1952 ausgeübten — Umfang 
weiter auszuüben. Die gesetzliche Regelung geht 
demnach davon aus, daß die zur weiteren Ausübung 
der Zahnheilkunde nach § 19 ZHG berechtigten Per- 
sonen zwar die Behandlungsbefugnis bei Privat- 
patienten besitzen, jedoch von der Behandlung der 
Versicherten in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung und deren Angehörigen ausgeschlossen sind. 

Eine solche Regelung hat das Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Beschluß vom 25. Februar 1969 
(1 BvR 224/67) als einen Verstoß gegen Artikel 12 
i, V. m. Artikel 3 Abs. 1 GG angesehen. Es hat die 
einschlägigen Bestimmungen jedoch nicht für nichtig 
erklärt, sondern es bei der Feststellung der Verfas- 
sungswidrigkeit belassen und die Erwartung zum 
Ausdruck gebracht, daß der Gesetzgeber nunmehr 
eine verfassungskonforme Regelung für den Perso- 
nenkreis der nicht staatlich anerkannten Dentisten 
nach § 19 ZHG treffen werde. 

Für eine gesetzliche Neuregelung stellt sich nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts die 
Frage, ob eine globale Zulassung des nach § 19 ZHG 
behandlungsbefugten Personenkreises zur Behand- 
lung der Versicherten in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung in Betracht komme, wie das bereits im 
Regierungsentwurf des Gesetzes über die Ausübung 
der Zahnheilkunde (Drucksache Nr. 2573 der 1. Wahl- 
periode) vorgesehen gewesen sei, oder ob innerhalb 
der Gruppe des in § 19 ZHG genannten Personen- 
kreises zu differenzieren ist, weil begründete Beden- 
ken gegen eine globale Zulassung des Personen- 
kreises nach § 19 ZHG bestehen, wie das in Artikel 3 
VI § 25 des Entwurfs eines Krankenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 7. Dezember 1962 (Druck- 
sache IV/816) vorgesehen war. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat aber betont, daß der Ausschluß 
einer Gruppe des nach § 19 ZHG behandlungsbefug- 
ten Personenkreises von der Zulassung nur in Be- 
tracht kommen könne, wenn die Bedenken in ernst 
zu nehmenden Gefahren für die Volksgesundheit be- 
gründet sind. 

Zur Klärung dieser Frage sind von den obersten 
Landesgesundheitsbehörden Nachforschungen über 


die Zusammensetzung des in § 19 ZHG genannten 
Personenkreises und den Umfang seiner Tätigkeit 
angestellt worden. Danach wurden ca. 290 Personen 
festgestellt, die nach § 19 ZHG die Zahnheilkunde 
weiter ausüben dürfen und gegenwärtig ausüben. 
Weitere Angaben konnten nicht gemacht und auch 
keine Tatbestände mitgeteilt werden, die den Aus- 
schluß von einer oder mehrerer Gruppen der nach 
§ 19 ZHG Berechtigten von der Behandlung Ver- 
sicherter aus den vom Bundesverfassungsgericht ge- 
nannten Gründen allein hätten rechtfertigen können. 

Der vorliegende Entwurf soll daher allen Per- 
sonen, die die Zahnheilkunde nadi § 19 ZHG weiter 
ausüben dürfen, unter denselben Voraussetzungen 
und in demselben Umfang — d. h. wie in § 19 ZHG 
festgelegt — die Möglichkeit eröffnen, auch Ver- 
sicherte der gesetzlichen Krankenversicherung und 
deren Angehörige zu behandeln. Da es sich um eine 
verhältnismäßig kleine im Abnehmen begriffene 
Personengruppe handelt, erscheint eine besondere 
gesetzliche Regelung außerhalb der Reichsversiche- 
rungsordnung zweckmäßig. Da der in Betracht kom- 
mende Personenkreis ein relativ hohes durchschnitt- 
liches Lebensalter aufweist, soll die vorgeschlagene 
gesetzliche Regelung sofort praktikabel sein, ohne 
daß zeitraubende weitere Einzelregelungen etwa 
durch Rechtsverordnung erforderlich sind. Der Ent- 
wurf sieht daher vor, die bereits für die Zahnärzte 
geltenden Vorschriften des Zweiten Buches der RVO 
und der Zulassungsordnung für Kassenzahnärzte 
sinngemäß zur Anwendung zu bringen. 

Der Entwurf geht davon aus, daß Rechtsstreitig- 
keiten aus diesem Gesetz als Angelegenheiten des 
Kassenarztrechts von den Gerichten der Sozial- 
gerichtsbarkeit entschieden werden. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Diese Vorschrift trägt dem vom Bundesverfassungs- 
gericht aufgestellten Grundsatz Rechnung, daß die 
Berechtigung zur Ausübung der Zahnheilkunde auch 
zur Behandlung von Versicherten der gesetzlichen 
Krankenversicherung und deren Angehörigen be- 
rechtigen muß. 


Zu § 2 

Hinsichtlich der Zulassung der nach § 19 ZHG be- 
rechtigten Personen sollen grundsätzlich die für 
Zahnärzte maßgebenden Vorschriften nur sinnge- 
mäß gelten, um eine sachgerechte Anwendung der 
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genannten Vorschriften wegen der bei diesem Per- 
sonenkreis bestehenden Besonderheiten zu ermög- 
lichen. 

Zu § 3 

Absatz 1 berücksichtigt den Umstand, daß die in 
§19 ZHG genannten Personen nicht im Besitz einer 
Bestallung als Zahnarzt sind, sondern lediglich die 
Berechtigung besitzen, nach § 19 ZHG die Zahnheil- 
kunde im bisherigen Umfang weiterauszuüben. 

Die Anlegung des in Absatz 2 vorgesehenen beson- 
deren Verzeichnisses erscheint angezeigt, weil das 
Zahnarztregister nur Zahnärzte und die als Zahn- 
ärzte geltenden staatlich anerkannten Dentisten aus- 
weist und der nach § 19 ZHG in Betracht kommende 
Personenkreis zum Teil andere, eintragungsbedürf- 
tige Voraussetzungen erfüllen muß. Die Ableistung 
einer Vorbereitungszeit soll aus Billigkeitsgründen 
entfallen. 


Zu § 4 

Die Vorschrift dient der Rechtsklarheit. 

Zu § 5 

Die Vorschrift soll den durch die Zulassung bewirk- 
ten Status und die Rechte und Pflichten der nach 
§ 19 ZHG berechtigten Personen deutlich machen, 
wie das für Zahnärzte in § 368 a Abs. 4 RVO ge- 
regelt ist. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 7 

Das Gesetz soll im Interesse des berechtigten Perso- 
nenkreises so schnell wie möglich in Kraft treten. 
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